
Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

mit dem Beschluss des Bundeskabinetts liegt nun der 
Regierungsentwurf des Ersten Kinder- und Jugend-
hilfestrukturreformgesetzes (1. KJHSRG) vor. Gegen-
über dem Referentenentwurf, über den wir Sie mit 
unserem Rundschreiben 07/2026 informiert haben, 
enthält der Kabinettsentwurf in zentralen Punkten 
bedeutsame Änderungen.

Die grundlegende Zielrichtung einer stärkeren sozi-
alräumlichen und infrastrukturellen Ausrichtung der 
Kinder- und Jugendhilfe bleibt erhalten. Zugleich 
werden insbesondere die Regelungen zur inklusi-
ven Kinder- und Jugendhilfe sowie zur zukünftigen 
Gesamtzuständigkeit neu gefasst. Darüber hinaus 
setzt der Kabinettsentwurf stärkere Akzente bei der 
kommunalen Steuerung, der Effizienzentwicklung 
und dem Bürokratieabbau. Gleichzeitig kündigt die 
Bundesregierung eine zweite Reformstufe an, in der 
unter anderem Fragen der Finanzierung, der Jugend-
hilfeplanung und weiterer Steuerungsinstrumente 
aufgegriffen werden sollen.

Für die Praxis bedeutet dies, dass wesentliche Ele-
mente des Referentenentwurfs fortgeführt werden, 
andere jedoch grundlegend verändert worden sind. 
Die bedeutendste Änderung betrifft den bislang 
vorgesehenen gesetzlichen Übergang zu einer bun-
desweiten Gesamtzuständigkeit der Kinder- und 
Jugendhilfe für alle jungen Menschen mit Behin-
derungen. An dessen Stelle tritt eine bis Ende 2032 
befristete Experimentierklausel. Gleichzeitig wird 
der Verfahrenslotse dauerhaft im SGB VIII verankert. 
Beide Änderungen werden die weitere Entwicklung 
einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe maßgeblich 
prägen.

Die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 
gelingt nur im partnerschaftlichen Zusammenwirken 
öffentlicher und freier Träger. Diese Verantwortungs-
gemeinschaft bildet einen wesentlichen Maßstab 
für die Bewertung des Kabinettsentwurfs durch den 
erev.

Mit diesem Rundschreiben informieren wir über die 
wesentlichen Änderungen des Kabinettsentwurfs 
gegenüber dem Referentenentwurf und ordnen die-
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se aus Sicht des Evangelischen Erziehungsverban-
des (erev) fachlich und jugendhilfepolitisch ein. Ziel 
ist es, den Mitgliedseinrichtungen eine fundierte 
Grundlage für die Bewertung des weiteren Gesetz-
gebungsverfahrens und die fachliche Diskussion zu 
geben. 

1.	Inklusive Kinder- und Jugendhilfe: Vom 
verbindlichen Entwicklungspfad zur 
Experimentierklausel

Was hat sich geändert?

Der Referentenentwurf sah vor, die Gesamtzustän-
digkeit der Kinder- und Jugendhilfe für junge Men-
schen mit körperlichen und geistigen Behinderungen 
zum 1. Januar 2033 auf das SGB VIII zu übertragen. 
Voraussetzung hierfür war der Erlass eines weiteren 
Bundesgesetzes bis zum 1. Januar 2032, das ins-
besondere den leistungsberechtigten Personenkreis, 
Art und Umfang der Leistungen, das Verfahren sowie 
die Kostenbeteiligung regeln sollte. Bis dahin sollte 
eine Experimentierklausel den Ländern ermöglichen, 
die Gesamtzuständigkeit bereits vorzeitig zu erpro-
ben.

Der Kabinettsentwurf verfolgt nun einen anderen 
Ansatz. Die gesetzlich vorgesehene bundesweite Ge-
samtzuständigkeit ab dem Jahr 2033 entfällt. Statt-
dessen wird die Experimentierklausel zum zentralen 
Instrument der weiteren Entwicklung der inklusiven 
Kinder- und Jugendhilfe. Die Länder können Kom-
munen oder Träger der öffentlichen Jugendhilfe für 
eine bis zum 31. Dezember 2032 befristete Erpro-
bung zulassen.

Die Zusammenführung der Zuständigkeiten erfolgt 
damit ausschließlich in den Kommunen, die an der 
Erprobung teilnehmen. In allen übrigen Kommunen 
bleibt es bei der bisherigen Zuständigkeitsverteilung 
zwischen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB 
VIII und der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX.

Der Kabinettsentwurf trifft darüber hinaus keine 
Festlegung, wie die Rechtslage nach Abschluss der 
Experimentierphase ausgestaltet werden soll oder 
welche gesetzlichen Konsequenzen sich aus der Eva-
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Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe  
»SGB-VIII-Reform: Mitreden –Mitgestalten«
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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luation ergeben. Damit wird der bisherige verbind-
liche Entwicklungspfad durch einen offenen Erpro-
bungsprozess ersetzt.

Positiv hervorzuheben ist die dauerhafte Veranke-
rung des Verfahrenslotsen im SGB VIII. Die Unter-
stützung von Kindern, Jugendlichen und ihren Fa-
milien an den Schnittstellen der unterschiedlichen 
Leistungssysteme bleibt damit dauerhaft erhalten.
 

Bedeutung für die Praxis

Die Neuregelung verändert die Rahmenbedingungen 
für die Weiterentwicklung der inklusiven Kinder- 
und Jugendhilfe grundlegend.

Während in einzelnen Ländern und Kommunen die 
Gesamtzuständigkeit für alle jungen Menschen mit 
Behinderungen im Rahmen der Experimentierklausel 
erprobt werden kann, bleibt es in anderen Regionen 
bei den bisherigen Zuständigkeitsstrukturen. Damit 
können über mehrere Jahre unterschiedliche fach-
liche und organisatorische Rahmenbedingungen in-
nerhalb Deutschlands bestehen.

Für junge Menschen, ihre Familien sowie öffentliche 
und freie Träger bedeutet dies eine deutlich geringe-
re Planungs- und Rechtssicherheit als im Referen-
tenentwurf vorgesehen. Insbesondere bleibt offen, 
auf welcher gesetzlichen Grundlage die inklusive 
Kinder- und Jugendhilfe nach Abschluss der Expe-
rimentierphase weiterentwickelt werden soll und ob 
eine bundesweit einheitliche Gesamtzuständigkeit 
angestrebt wird.

Für die Praxis ergeben sich darüber hinaus weitere 
offene Fragen. Der Kabinettsentwurf enthält keine 
ausdrückliche Regelung dazu, wie mit Jugendämtern 
umzugehen ist, die bereits erhebliche organisatori-
sche und fachliche Vorbereitungen für eine inklusive 
Gesamtzuständigkeit getroffen haben. Ebenso bleibt 
offen, nach welchen Kriterien die Länder über eine 
Teilnahme an der Experimentierklausel entscheiden 
und welche Perspektive sich für Kommunen ergibt, 
die die Gesamtzuständigkeit bis Ende 2032 erfolg-
reich erprobt haben, falls keine bundesweit einheit-
liche Anschlussregelung geschaffen wird.

Unabhängig davon bleibt das Ziel bestehen, allen 
jungen Menschen mit und ohne Behinderungen 
eine gleichberechtigte Teilhabe sowie eine bedarfs-
gerechte Unterstützung zu ermöglichen. Der dauer-
haft verankerte Verfahrenslotse leistet hierzu einen 
wichtigen Beitrag, indem er Familien auch künftig 
bei der Wahrnehmung ihrer Rechte und der Ori-
entierung zwischen den Leistungssystemen unter-
stützt.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt ausdrücklich die dauerhafte Ver-
ankerung des Verfahrenslotsen. Gerade solange un-
terschiedliche Zuständigkeiten zwischen den Leis-
tungssystemen bestehen, trägt er wesentlich dazu 
bei, Orientierung zu geben und die Wahrnehmung 
individueller Leistungsansprüche zu unterstützen.

Kritisch bewertet der erev hingegen den Wegfall ei-
nes verbindlichen gesetzlichen Entwicklungspfades 
zur inklusiven Kinder- und Jugendhilfe. Während der 
Referentenentwurf die bundesweite Gesamtzustän-
digkeit als gesetzliches Ziel formulierte, beschränkt 
sich der Kabinettsentwurf auf eine zeitlich befriste-
te Experimentierklausel. Damit wird die Weiterent-
wicklung einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe 
künftig maßgeblich von Entscheidungen der Länder 
und der Teilnahme einzelner Kommunen an der Er-
probung abhängen.

Der erev unterstützt wissenschaftlich begleitete Mo-
dellvorhaben ausdrücklich. Sie können wichtige Er-
kenntnisse für die Weiterentwicklung der inklusiven 
Kinder- und Jugendhilfe liefern. Voraussetzung ist 
jedoch, dass sie Teil eines verbindlichen bundeswei-
ten Entwicklungspfades sind und frühzeitig Klarheit 
über die Zeit nach Abschluss der Erprobungsphase 
geschaffen wird. Gerade vor diesem Hintergrund ge-
winnt auch das vom erev und BVkE initiierte Projekt 
»Inklusion jetzt – erst recht!« besondere fachliche 
Relevanz. Wenn der Gesetzgeber den Weg zu einer 
bundesweit einheitlichen inklusiven Gesamtzustän-
digkeit zunächst nicht verbindlich fortsetzt, kommt 
der wissenschaftlich begleiteten Unterstützung, 
Vernetzung und Auswertung kommunaler und trä-
gerbezogener Entwicklungsprozesse eine besondere 
Rolle zu. Das Projekt kann hierzu einen wichtigen 
Beitrag leisten, indem es die praktische Umsetzung 
inklusiver Kinder- und Jugendhilfe begleitet, Erfah-
rungen systematisch auswertet und Erkenntnisse für 
die weitere fachliche und gesetzgeberische Entwick-
lung bereitstellt.

Der erev setzt sich deshalb dafür ein, bereits im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren verbindliche Rege-
lungen für die Zeit nach dem 31. Dezember 2032 zu 
schaffen. Dies betrifft insbesondere die Perspektive 
der Kommunen, die sich bereits auf den Weg zu einer 
inklusiven Kinder- und Jugendhilfe gemacht haben 
oder im Rahmen der Experimentierklausel Verant-
wortung übernehmen. Junge Menschen, ihre Fami-
lien sowie öffentliche und freie Träger benötigen 
frühzeitig Planungssicherheit über die zukünftige 
Ausgestaltung der Zuständigkeiten.

Ziel muss aus Sicht des erev weiterhin eine bundes-
weit einheitliche inklusive Kinder- und Jugendhilfe 
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sein, die allen jungen Menschen mit Behinderungen 
– unabhängig von ihrem Wohnort – vergleichbare 
Rechtsansprüche, gleichberechtigte Teilhabe und 
verlässliche Unterstützungsstrukturen gewährleis-
tet.

2.	Sozialräumliche Infrastruktur und 
individuelle Rechtsansprüche (§§ 27 ff. 
SGB VIII-E)

Was hat sich geändert?

Der Kabinettsentwurf hält an der Zielsetzung fest, 
die Kinder- und Jugendhilfe stärker sozialräumlich 
und infrastrukturell auszurichten. Präventive Infra-
struktur- und Regelangebote sollen künftig an Be-
deutung gewinnen und individuelle Hilfen zur Erzie-
hung ergänzen oder – sofern sie den individuellen 
Bedarf mindestens gleichermaßen erfüllen – vorran-
gig berücksichtigt werden.

Gegenüber dem Referentenentwurf wird diese Ziel-
richtung noch deutlicher hervorgehoben. Die Ge-
setzesbegründung beschreibt die erste Stufe der 
Strukturreform ausdrücklich als Weichenstellung für 
eine stärkere infrastrukturelle Ausrichtung der Kin-
der- und Jugendhilfe. Zugleich werden eine höhere 
Effektivität und Effizienz sowie eine stärkere kom-
munale Steuerungsverantwortung als Ziele der Re-
form benannt.

An den fachlichen Voraussetzungen für die Hilfeent-
scheidung ändert sich jedoch nichts. Infrastruktur- 
und Regelangebote können individuelle Hilfen nur 
dann ersetzen oder ihnen vorgehen, wenn sie den 
konkreten Bedarf des jungen Menschen oder seiner 
Familie mindestens gleichermaßen erfüllen. Grund-
lage bleibt eine individuelle Bedarfsermittlung mit 
fachlichem Eignungsvergleich im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte.

Bedeutung für die Praxis

Mit der stärkeren sozialräumlichen Ausrichtung 
gewinnen Prävention, Infrastrukturangebote und 
kommunale Netzwerke weiter an Bedeutung. Für öf-
fentliche und freie Träger bedeutet dies, ihre Ange-
bote noch enger miteinander zu verzahnen und die 
Zusammenarbeit im Sozialraum weiter auszubauen.

Gleichzeitig bleibt die individuelle Bedarfsermitt-
lung das zentrale fachliche Steuerungsinstrument 
der Kinder- und Jugendhilfe. Die Passung zwischen 
den Bedarfen junger Menschen und ihrer Familien 
sowie den geeigneten Hilfen ist eine der wesentli-
chen Stärken des SGB VIII und darf durch eine stär-

kere sozialräumliche Steuerung nicht beeinträchtigt 
werden.

Die Umsetzung dieses Ansatzes setzt voraus, dass 
sowohl sozialräumliche Infrastruktur als auch indi-
viduelle Hilfen verlässlich finanziert werden. Zusätz-
liche Anforderungen an Prävention, Kooperation, 
Netzwerkarbeit und Sozialraumorientierung können 
nur erfüllt werden, wenn hierfür entsprechende per-
sonelle und finanzielle Ressourcen zur Verfügung 
stehen.

Für die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugend-
hilfe kommt darüber hinaus den Erkenntnissen der 
Wirkungsforschung besondere Bedeutung zu. Diese 
zeigen übereinstimmend, dass nachhaltige Wirkun-
gen vor allem durch die Passung zwischen Bedarf 
und Hilfe, tragfähige Beziehungen sowie eine hohe 
Struktur- und Prozessqualität erreicht werden.  Die-
se Erkenntnisse sollten ein wesentlicher Maßstab 
für die fachliche Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe sein. Die angestrebte stärkere sozialräu-
mliche und infrastrukturelle Ausrichtung der Kin-
der- und Jugendhilfe setzt darüber hinaus voraus, 
dass entsprechende Angebotsstrukturen zunächst 
flächendeckend aufgebaut und dauerhaft vorge-
halten werden können. Dies erfordert verlässliche 
personelle und finanzielle Rahmenbedingungen. 
Vor dem Hintergrund des bestehenden Fachkräfte-
mangels und der steigenden Unterstützungsbedarfe 
stellt sich die Frage, wie dieser Ausbau in der Praxis 
gelingen soll.

Bewertung des erev

Der erev unterstützt ausdrücklich den Ausbau prä-
ventiver, niedrigschwelliger und sozialräumlicher 
Angebote. Sie leisten einen wichtigen Beitrag dazu, 
junge Menschen und ihre Familien frühzeitig zu un-
terstützen und Hilfebedarfe möglichst früh aufzu-
greifen.

Ebenso deutlich spricht sich der erev dafür aus, so-
zialräumliche Infrastruktur und individuelle Hilfen 
nicht als konkurrierende, sondern als sich ergänzen-
de Bestandteile einer leistungsfähigen Kinder- und 
Jugendhilfe zu verstehen. Maßstab jeder Hilfeent-
scheidung muss weiterhin der konkrete individuel-
le Bedarf des jungen Menschen oder seiner Familie 
sein.

Aus Sicht des erev kommt es deshalb darauf an, die 
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe kon-
sequent an drei Grundprinzipien auszurichten:
•	 Bedarfsgerechtigkeit: Hilfen müssen sich am in-

dividuellen Unterstützungsbedarf orientieren. 
•	 Qualität: Die Ausgestaltung der Leistungen sollte 

sich an den Erkenntnissen der Wirkungsforschung 
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Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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orientieren. Diese zeigt, dass insbesondere die 
Passung zwischen Bedarf und Hilfe, tragfähige 
Beziehungen sowie eine hohe Struktur- und Pro-
zessqualität entscheidend für nachhaltige Wir-
kungen sind.

•	 Verlässlichkeit: Sozialräumliche Infrastruktur, 
individuelle Hilfen und die hierfür erforderlichen 
Kooperationen müssen dauerhaft auskömmlich 
finanziert werden. 

Auf dieser Grundlage können Prävention, sozial-
räumliche Angebote und individuelle Hilfen ihre je-
weiligen Stärken entfalten und gemeinsam zu einer 
leistungsfähigen, wirksamen und bedarfsgerechten 
Kinder- und Jugendhilfe beitragen.

3.	Bildungsassistenz: Kooperation stärken – 
individuelle Unterstützung sichern

Was hat sich geändert?

Der Kabinettsentwurf hält an der Einführung der Bil-
dungsassistenz als Bestandteil der Kinder- und Ju-
gendhilfe fest. Ziel ist es, Unterstützungsleistungen 
im Bildungsbereich stärker sozialräumlich auszurich-
ten und die Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe, 
Schule und weiteren Leistungssystemen zu stärken.

Gegenüber dem Referentenentwurf wird zugleich 
deutlicher herausgearbeitet, dass infrastrukturelle 
Angebote der Bildungsassistenz individuelle Leis-
tungsansprüche nicht ersetzen. Sie können den fest-
gestellten Unterstützungsbedarf erfüllen, wenn sie 
im Einzelfall geeignet sind. Reichen sie hierfür nicht 
aus, besteht der Anspruch auf individuelle Leistun-
gen fort.

Darüber hinaus grenzt der Kabinettsentwurf die Bil-
dungsassistenz klarer gegenüber den Leistungen der 
Eingliederungshilfe nach dem SGB IX ab. Eine voll-
ständige Zusammenführung aller Unterstützungs-
leistungen im Bildungsbereich erfolgt damit nicht.

Bedeutung für die Praxis

Die Bildungsassistenz bietet die Chance, Bildungs- 
und Teilhabechancen junger Menschen durch eine 
engere Zusammenarbeit der beteiligten Systeme 
zu verbessern. Voraussetzung hierfür sind verbind-
liche Kooperationsstrukturen zwischen Jugendhilfe, 
Schule, Eingliederungshilfe und weiteren Leistungs-
trägern sowie eine gemeinsame Verantwortung für 
gelingende Bildungsbiografien.

Mit der stärkeren Kooperation steigen zugleich die 
Anforderungen an Abstimmung, Planung und ge-

meinsame Fallsteuerung. Diese Aufgaben sind ei-
genständige fachliche Leistungen und müssen per-
sonell, organisatorisch und finanziell angemessen 
berücksichtigt werden.

Unverändert gilt, dass sich die Ausgestaltung der 
Bildungsassistenz am individuellen Bedarf des jun-
gen Menschen orientieren muss. Infrastrukturelle 
Angebote können individuelle Unterstützung sinn-
voll ergänzen oder übernehmen, soweit sie den fest-
gestellten Bedarf tatsächlich decken. Maßstab bleibt 
auch hier die bedarfsgerechte Unterstützung des 
einzelnen jungen Menschen.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt die Einführung der Bildungsassis-
tenz als Chance, die Zusammenarbeit zwischen Ju-
gendhilfe und Schule weiterzuentwickeln und die 
Teilhabe junger Menschen am Bildungssystem zu 
stärken.

Voraussetzung hierfür ist jedoch eine klare Aufga-
ben- und Finanzierungsverantwortung der betei-
ligten Systeme. Bildungsassistenz darf nicht dazu 
führen, dass originäre Aufgaben der Schule auf die 
Kinder- und Jugendhilfe verlagert werden, ohne dass 
hierfür die notwendigen personellen und finanziel-
len Ressourcen bereitgestellt werden.

Aus Sicht des erev kann Bildungsassistenz einen 
wichtigen Beitrag zu mehr Bildungs- und Teilhabe-
chancen leisten, wenn sie auf verbindlicher Koope-
ration, klaren Zuständigkeiten und einer bedarfs-
gerechten Ausgestaltung der Leistungen basiert. 
Entscheidend ist nicht die Organisationsform der 
Unterstützung, sondern ihre fachliche Qualität und 
ihre Passung zum individuellen Bedarf des jungen 
Menschen.

4.	Jugendsozialarbeit und Hilfen für junge 
Volljährige (§§ 13 und 41 SGB VIII-E)

Was hat sich geändert?

Der Kabinettsentwurf hält an der vorgesehenen stär-
keren Verzahnung von Jugendsozialarbeit und Hil-
fen zur Erziehung fest. Bei Jugendlichen und jungen 
Volljährigen soll künftig geprüft werden, ob Leis-
tungen der Jugendsozialarbeit nach § 13 SGB VIII 
den individuellen Unterstützungsbedarf mindestens 
ebenso gut oder besser decken können als Hilfen zur 
Erziehung oder Hilfen für junge Volljährige.

Unverändert bleibt, dass diese Entscheidung auf der 
Grundlage einer individuellen Bedarfsermittlung 
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nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
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und eines fachlichen Eignungsvergleichs zu treffen 
ist. Eine pauschale Verweisung auf Angebote der 
Jugendsozialarbeit sieht der Kabinettsentwurf nicht 
vor. Maßgeblich bleibt der konkrete Unterstützungs-
bedarf des jungen Menschen.

Bedeutung für die Praxis

Die stärkere Verzahnung unterschiedlicher Unter-
stützungsangebote eröffnet die Chance, Übergänge 
von der Schule in Ausbildung, Beruf und selbststän-
diges Leben besser zu begleiten. Jugendsozialarbeit 
und Hilfen zur Erziehung können sich hierbei sinn-
voll ergänzen und gemeinsam dazu beitragen, indi-
viduelle Entwicklungsverläufe zu stabilisieren.

Für die Praxis bedeutet dies zugleich höhere Anfor-
derungen an die Hilfeplanung. Jugendämter müssen 
nachvollziehbar begründen, welche Unterstützungs-
form den individuellen Bedarf am besten erfüllt. 
Maßgeblich bleibt dabei die fachliche Einschätzung 
des Einzelfalls; Zuständigkeits- oder Finanzierungs-
fragen dürfen die Hilfeentscheidung nicht bestim-
men.

Gerade für junge Volljährige gewinnen gelingende 
Übergänge zunehmend an Bedeutung. Viele junge 
Menschen benötigen über die Volljährigkeit hinaus 
Unterstützung bei Ausbildung, Wohnen, sozialer In-
tegration und der eigenständigen Lebensführung. 
Dies erfordert flexible und bedarfsgerechte Unter-
stützungsangebote.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt die stärkere Verzahnung von Ju-
gendsozialarbeit und Hilfen zur Erziehung. Beide 
Leistungsbereiche verfügen über unterschiedliche 
fachliche Kompetenzen und können gemeinsam 
dazu beitragen, junge Menschen wirksam zu unter-
stützen.

Entscheidend bleibt jedoch, dass unterschiedliche 
Leistungsbereiche nicht gegeneinander ausgespielt 
werden. Welche Unterstützung erforderlich ist, kann 
ausschließlich auf Grundlage einer individuellen Be-
darfsermittlung entschieden werden.

Besondere Bedeutung misst der erev den Hilfen für 
junge Volljährige bei. Die Kinder- und Jugendhilfe 
trägt wesentlich dazu bei, gelingende Übergänge in 
ein selbstständiges Leben zu ermöglichen. Frühzei-
tige oder allein aus fiskalischen Gründen erfolgende 
Beendigungen notwendiger Unterstützungsleistun-
gen können den Übergang erheblich erschweren und 
langfristig höhere persönliche und gesellschaftliche 
Folgekosten verursachen.

Der erev setzt sich deshalb dafür ein, dass junge 
Volljährige auch künftig die Unterstützung erhalten, 
die sie für eine eigenverantwortliche Lebensführung 
benötigen. Jugendsozialarbeit und Hilfen für jun-
ge Volljährige sollten dabei nicht als Alternativen 
verstanden werden, sondern als aufeinander abge-
stimmte Instrumente einer bedarfsgerechten Förde-
rung.

5.	Leistungs-, Entgelt- und 
Qualitätsvereinbarungen (§§ 77 sowie 78a 
ff. SGB VIII-E)

Was hat sich geändert?

Der Kabinettsentwurf hält am bewährten System der 
prospektiven Leistungs-, Entgelt- und Qualitätsent-
wicklungsvereinbarungen fest. Damit bleibt die Fi-
nanzierungsstruktur stationärer und teilstationärer 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe grundsätz-
lich erhalten.

Zugleich unterstreicht der Kabinettsentwurf die Be-
deutung von Qualitätsentwicklung und einer wirk-
samen Steuerung der Leistungen. Diese Zielsetzung 
steht im Zusammenhang mit der insgesamt stärke-
ren Ausrichtung der Strukturreform auf sozialräum-
liche Entwicklung, kommunale Steuerung und Qua-
litätsentwicklung.

Gegenüber dem Referentenentwurf ergeben sich in 
diesem Bereich keine grundlegenden gesetzlichen 
Änderungen. Offen bleibt insbesondere weiterhin die 
Einführung einer gesetzlichen Schiedsstellenfähig-
keit für ambulante Leistungen.
 

Bedeutung für die Praxis

Für freie Träger schafft die Beibehaltung der pro-
spektiven Leistungs- und Entgeltvereinbarungen 
Kontinuität und Planungssicherheit. Gleichzeitig 
steigen die Anforderungen an Kooperation, Inklusi-
on, Personalentwicklung, Qualitätsentwicklung, Di-
gitalisierung und organisationsbezogene Steuerung 
kontinuierlich.

Diese zusätzlichen Anforderungen können nur erfüllt 
werden, wenn sie vollständig refinanziert werden. 
Neue gesetzliche Aufgaben, Tarifentwicklungen und 
allgemeine Kostensteigerungen müssen zeitnah Ein-
gang in die Leistungs- und Entgeltvereinbarungen 
finden.

Qualität entsteht nicht allein durch Dokumentati-
on oder zusätzliche Nachweispflichten. Sie benötigt 
ausreichend Zeit für die unmittelbare pädagogische 
Arbeit, fachliche Reflexion, Fortbildung, Organisati-
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onsentwicklung und Kooperation. Diese Vorausset-
zungen müssen sich auch in den Finanzierungsstruk-
turen widerspiegeln.
 

Bewertung des erev

Der erev begrüßt, dass der Kabinettsentwurf am be-
währten System prospektiver Leistungs-, Entgelt- 
und Qualitätsentwicklungsvereinbarungen festhält. 
Dieses bietet die notwendige Grundlage für eine ver-
lässliche Leistungserbringung und schafft Planungs-
sicherheit für öffentliche und freie Träger.

Aus Sicht des erev muss die Finanzierung der Kin-
der- und Jugendhilfe jedoch konsequent an den tat-
sächlichen fachlichen Anforderungen ausgerichtet 
werden. Hierzu gehören insbesondere
•	 eine verlässliche Refinanzierung tariflicher, ge-

setzlicher und allgemeiner Kostensteigerungen, 
•	 die Berücksichtigung der Aufwendungen für Ko-

operation, Qualitätsentwicklung, Digitalisierung, 
Fachberatung und Organisationsentwicklung, 

•	 schlanke und zügige Verfahren bei Leistungs- und 
Entgeltverhandlungen sowie 

•	 eine Finanzierung, die den tatsächlichen Anfor-
derungen guter pädagogischer Arbeit entspricht. 

Der erev bekräftigt darüber hinaus seine Forderung 
nach einer gesetzlichen Schiedsstellenfähigkeit auch 
für ambulante Leistungen. Darüber hinaus hält der 
erev es für erforderlich, dass auch sozialräumliche 
Infrastrukturleistungen, Bildungsassistenz, Pooling 
sowie weitere neu vorgesehene kooperative Leis-
tungsformen auf eine eigenständige und verlässli-
che Refinanzierungsgrundlage gestellt werden. Soll 
diesen Angeboten künftig eine stärkere steuernde 
Funktion zukommen, müssen sie dauerhaft aus-
kömmlich finanziert werden. Eine infrastrukturel-
le Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 
kann nicht gelingen, wenn ihre Finanzierung wei-
terhin ausschließlich an individualisierten ambulan-
ten Leistungen ausgerichtet bleibt. Unterschiedliche 
Verfahrensregelungen für ambulante und stationäre 
Leistungen sind fachlich nicht überzeugend und er-
schweren insbesondere kleineren Trägern eine ver-
lässliche Finanzierung.

Die Erkenntnisse der Wirkungsforschung zeigen, 
dass nachhaltige Wirkungen insbesondere durch 
qualifizierte Fachkräfte, tragfähige Beziehungen so-
wie eine hohe Struktur- und Prozessqualität entste-
hen. Eine zukunftsfähige Finanzierung sollte deshalb 
die Voraussetzungen schaffen, unter denen fachlich 
hochwertige Arbeit dauerhaft gelingen kann.

6.	Jugendhilfeplanung und 
Gesamtverantwortung (§§ 79, 80 und 80a 
SGB VIII-E)

Was hat sich geändert?

Der Kabinettsentwurf hält an der Weiterentwick-
lung der Jugendhilfeplanung fest und unterstreicht 
ihre Bedeutung für eine stärker sozialräumlich aus-
gerichtete Kinder- und Jugendhilfe. Künftig soll sie 
noch stärker dazu beitragen, präventive Angebote, 
sozialräumliche Infrastruktur und individuelle Hilfen 
bedarfsgerecht aufeinander abzustimmen.

Darüber hinaus kündigt die Bundesregierung an, die 
Jugendhilfeplanung und die Gesamtverantwortung 
der öffentlichen Träger im Rahmen einer zweiten 
Reformstufe weiterzuentwickeln. Damit gewinnt die 
Jugendhilfeplanung als strategisches Steuerungsin-
strument weiter an Bedeutung.
 

Bedeutung für die Praxis

Für öffentliche und freie Träger wird die Jugendhil-
feplanung künftig noch stärker zu einem gemein-
samen Gestaltungsprozess. Die Weiterentwicklung 
präventiver Angebote, sozialräumlicher Infrastruktur 
und individueller Hilfen setzt eine vorausschauende, 
fachlich fundierte und beteiligungsorientierte Pla-
nung voraus.

Jugendhilfeplanung dient dabei nicht allein der Steu-
erung vorhandener Angebote. Sie schafft die Grund-
lage dafür, regionale Bedarfe frühzeitig zu erkennen, 
Angebotsstrukturen gemeinsam weiterzuentwickeln 
und notwendige Innovationen anzustoßen. Damit 
leistet sie einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung 
einer bedarfsgerechten und leistungsfähigen Kinder- 
und Jugendhilfe.

Voraussetzung hierfür sind ausreichende personelle 
und fachliche Ressourcen sowie die verbindliche Be-
teiligung freier Träger. Jugendhilfeplanung ist eine 
kontinuierliche Gestaltungsaufgabe und keine punk-
tuelle Verwaltungsaufgabe.
 

Bewertung des erev

Der erev begrüßt die weitere Stärkung der Jugend-
hilfeplanung als zentrales Instrument der Gesamt-
verantwortung der öffentlichen Jugendhilfe.

Aus Sicht des erev kann Jugendhilfeplanung ihre 
Steuerungsfunktion nur erfüllen, wenn sie sich 
konsequent an den Bedarfen junger Menschen und 
ihrer Familien orientiert und als gemeinsamer Ge-
staltungsprozess öffentlicher und freier Träger ver-
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Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe  
»SGB-VIII-Reform: Mitreden –Mitgestalten«
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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standen wird. Die Verantwortungsgemeinschaft 
beider Seiten ist ein tragendes Strukturprinzip der 
Kinder- und Jugendhilfe. Die Erfahrungen der Pra-
xis, wissenschaftliche Erkenntnisse sowie die Pers-
pektiven junger Menschen und ihrer Familien sollten 
systematisch in die Jugendhilfeplanung einbezogen 
werden. Die Weiterentwicklung der Angebotsstruk-
turen gelingt nur, wenn die fachliche Expertise freier 
Träger in Planung, Steuerung und Evaluation einbe-
zogen wird. Der erev setzt sich deshalb für eine Ju-
gendhilfeplanung ein, die nicht nur auf bestehende 
Entwicklungen reagiert, sondern die Kinder- und Ju-
gendhilfe aktiv gestaltet.

7.	Unbegleitete ausländische Minderjährige 
(§§ 42a ff. SGB VIII-E)

Was hat sich geändert?

Der Kabinettsentwurf hält an dem Ziel fest, die Ver-
fahren zur Aufnahme, Inobhutnahme und Verteilung 
unbegleiteter ausländischer Minderjähriger zu ver-
einfachen und die Jugendämter zu entlasten. Vor-
gesehen sind insbesondere Änderungen bei der Al-
tersfeststellung sowie weitere verfahrensrechtliche 
Anpassungen. Darüber hinaus wird die bisherige Be-
richtspflicht nach § 42e SGB VIII aufgehoben. Künf-
tig soll die Situation unbegleiteter ausländischer 
Minderjähriger im Rahmen des Kinder- und Jugend-
berichts dargestellt werden.

Die grundlegenden Schutz- und Leistungsregelun-
gen des SGB VIII bleiben hiervon unberührt. Der Ka-
binettsentwurf verändert die fachlichen Maßstäbe 
der Kinder- und Jugendhilfe in diesem Bereich nicht, 
sondern konzentriert sich im Wesentlichen auf ver-
fahrensrechtliche Anpassungen.
 

Bedeutung für die Praxis

Die Kinder- und Jugendhilfe muss auch künftig in 
der Lage sein, unbegleitete ausländische Minderjäh-
rige kurzfristig aufzunehmen, zu schützen und ent-
sprechend ihres individuellen Bedarfs zu begleiten. 
Dies setzt leistungsfähige Vorhaltestrukturen, qua-
lifiziertes Personal sowie verlässliche Kooperations- 
und Finanzierungsstrukturen voraus.

Verfahrensvereinfachungen können hierzu einen 
wichtigen Beitrag leisten. Sie dürfen jedoch nicht 
zulasten einer sorgfältigen Bedarfsermittlung, Hilfe-
planung und Leistungsgewährung gehen.
 

Bewertung des erev

Der erev begrüßt Maßnahmen, die Verwaltungsver-
fahren vereinfachen und die Handlungsfähigkeit der 
Jugendämter stärken.

Zugleich setzt sich der erev dafür ein, dass für unbe-
gleitete ausländische Minderjährige dieselben fach-
lichen Maßstäbe und gesetzlichen Grundlagen des 
SGB VIII gelten wie für alle anderen jungen Men-
schen. Das Kinder- und Jugendhilferecht muss auch 
für diese besonders schutzbedürftige Gruppe den 
Maßstab für Bedarfsermittlung, Hilfeplanung, Betei-
ligung und Leistungsgewährung bilden. Verfahrens-
vereinfachungen dürfen nicht zu unterschiedlichen 
fachlichen Standards führen.

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben zu-
gleich gezeigt, dass eine leistungsfähige Kinder- und 
Jugendhilfe auf verlässliche Vorhaltestrukturen an-
gewiesen ist. Der erev setzt sich deshalb für Rah-
menbedingungen ein, die sowohl den Schutz unbe-
gleiteter ausländischer Minderjähriger als auch die 
langfristige Handlungsfähigkeit öffentlicher und 
freier Träger sichern.

8.	Zweite Reformstufe: Weiterentwicklung 
der Kinder- und Jugendhilfe

Was hat sich geändert?

Mit dem Kabinettsentwurf verbindet die Bundesre-
gierung ausdrücklich die Perspektive einer weiteren 
Reformstufe. Neben den Regelungen des Ersten Kin-
der- und Jugendhilfestrukturreformgesetzes werden 
bereits jetzt weitere Handlungsfelder benannt. Hier-
zu zählen insbesondere die Weiterentwicklung der 
Finanzierungsregelungen, der Jugendhilfeplanung, 
der Gesamtverantwortung der öffentlichen Träger, 
der Kostenheranziehung sowie der Zusammenarbeit 
mit anderen Leistungssystemen.

Der Kabinettsentwurf macht damit deutlich, dass 
die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 
mit diesem Gesetz nicht abgeschlossen ist. Vielmehr 
versteht die Bundesregierung das Gesetz als ersten 
Schritt eines längerfristigen Reformprozesses.
 

Bedeutung für die Praxis

Für öffentliche und freie Träger bedeutet dies, dass 
zentrale Fragen der Kinder- und Jugendhilfe auch 
über das aktuelle Gesetzgebungsverfahren hinaus 
weiterentwickelt werden. Die Umsetzung der ersten 
Reformschritte wird wichtige Erfahrungen für die 
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Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,
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lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
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 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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Ausgestaltung der angekündigten zweiten Reform-
stufe liefern.

Damit kommt den Erfahrungen der Praxis besondere 
Bedeutung zu. Die Erkenntnisse aus der Umsetzung 
der Reform, die Perspektiven junger Menschen und 
ihrer Familien sowie wissenschaftliche Erkenntnisse 
sollten systematisch ausgewertet und in die weitere 
Gesetzgebung einbezogen werden.

Die angekündigte zweite Reformstufe eröffnet die 
Chance, offene Fragen aufzugreifen und die begon-
nenen Reformen auf einer fundierten fachlichen 
Grundlage weiterzuentwickeln.
 

Bewertung des erev

Der erev begrüßt, dass die Bundesregierung die Wei-
terentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe als län-
gerfristigen Reformprozess versteht.

Die angekündigte zweite Reformstufe bietet die 
Chance, Erfahrungen aus der Umsetzung der ersten 
Reformschritte aufzugreifen und die Kinder- und Ju-
gendhilfe gemeinsam mit der Fachpraxis weiterzu-
entwickeln. Voraussetzung hierfür ist ein kontinuier-
licher Dialog zwischen Bund, Ländern, Kommunen, 
öffentlichen und freien Trägern sowie den jungen 
Menschen und ihren Familien.

Die fachpolitischen Erwartungen und Empfehlungen 
des erev für die weitere Ausgestaltung der Kinder- 
und Jugendhilfe werden im nachfolgenden Fazit zu-
sammengefasst.

Fazit und Ausblick des erev

Mit dem Kabinettsentwurf zum Ersten Kinder- und 
Jugendhilfestrukturreformgesetz setzt die Bundesre-
gierung wichtige Impulse für die Weiterentwicklung 
der Kinder- und Jugendhilfe. Die stärkere Ausrich-
tung auf Prävention, Sozialraumorientierung, Ko-
operation und inklusive Unterstützungsstrukturen 
eröffnet Chancen, junge Menschen und ihre Fami-
lien frühzeitiger und bedarfsgerechter zu unterstüt-
zen. Positiv hervorzuheben sind insbesondere die 
dauerhafte Verankerung des Verfahrenslotsen sowie 
die Weiterentwicklung kooperativer und sozialräum-
licher Unterstützungsangebote.

Gleichzeitig verändert der Kabinettsentwurf den bis-
herigen Reformansatz an einer zentralen Stelle. Der 
erev hält ausdrücklich an dem Ziel einer inklusiven 
Kinder- und Jugendhilfe für alle jungen Menschen 
fest. Er bedauert jedoch, dass der bislang vorgesehe-
ne verbindliche gesetzliche Entwicklungspfad hin zu 

einer bundesweit einheitlichen Gesamtzuständigkeit 
durch eine zeitlich befristete Experimentierklausel 
ersetzt wird. Damit gehen wesentliche Elemente der 
Planungs- und Rechtssicherheit für junge Menschen 
und ihre Familien sowie für öffentliche und freie Trä-
ger verloren. Aus Sicht des erev bedarf es deshalb 
bereits im weiteren Gesetzgebungsverfahren einer 
verbindlichen Perspektive für die Zeit nach 2032. Ziel 
sollte weiterhin eine bundesweit einheitliche inklu-
sive Kinder- und Jugendhilfe sein, die allen jungen 
Menschen – unabhängig von ihrem Wohnort und 
ihrer Behinderung – gleichberechtigte Teilhabe, ver-
gleichbare Rechtsansprüche und verlässliche Unter-
stützungsstrukturen gewährleistet.

Die weitere Entwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 
sollte sich aus Sicht des erev an folgenden Leitlinien 
orientieren:

•	 Bedarfsgerechtigkeit: Ausgangspunkt aller Leis-
tungen bleibt der individuelle Bedarf junger 
Menschen und ihrer Familien. Sozialräumliche 
Infrastruktur und individuelle Hilfen ergänzen 
sich und dürfen nicht gegeneinander ausgespielt 
werden.

•	 Qualität: Die Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe sollte sich an den Erkenntnissen der 
Wirkungsforschung orientieren. Diese verdeut-
licht, dass nachhaltige Wirkungen insbesondere 
auf einer hohen Struktur- und Prozessqualität, 
qualifizierten Fachkräften, tragfähigen Beziehun-
gen, wirksamer Beteiligung sowie einer passge-
nauen Ausgestaltung der Hilfen beruhen.

•	 Verlässlichkeit: Reformen benötigen verlässliche 
gesetzliche und finanzielle Rahmenbedingungen. 
Hierzu gehören eine auskömmliche Refinanzie-
rung der Leistungen, angemessene Ressourcen 
für Kooperation, Qualitätsentwicklung und Inno-
vation sowie langfristige Planungssicherheit für 
öffentliche und freie Träger. 

•	 Verantwortungsgemeinschaft: Die Kinder- und 
Jugendhilfe lebt von der partnerschaftlichen Zu-
sammenarbeit öffentlicher und freier Träger. Die-
se Verantwortungsgemeinschaft ist ein tragendes 
Strukturprinzip des SGB VIII und sollte auch die 
weitere Reform prägen. Die Erfahrungen der Pra-
xis, die Perspektiven junger Menschen und ihrer 
Familien sowie wissenschaftliche Erkenntnisse 
sind gemeinsam in die Weiterentwicklung der 
Kinder- und Jugendhilfe einzubeziehen. 

Der erev wird den weiteren Gesetzgebungsprozess 
gemeinsam mit seinen Mitgliedseinrichtungen 
konstruktiv begleiten und seine fachliche Exper-
tise aktiv in die Ausgestaltung der angekündigten 
zweiten Reformstufe einbringen. Er setzt sich da-
für ein, dass die Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe nicht allein an Fragen der Organisation 
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Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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und Steuerung ausgerichtet wird, sondern vor allem 
an ihrem gesetzlichen Auftrag: junge Menschen in 
ihrer individuellen Entwicklung zu fördern, Familien 
zu unterstützen, Teilhabe zu ermöglichen und den 
Schutz von Kindern und Jugendlichen nachhaltig zu 
sichern.

Der erev versteht die Reform der Kinder- und 
Jugendhilfe als gemeinsame Zukunftsaufgabe. 
Sie wird dann erfolgreich sein, wenn sie sich an 
den Bedarfen junger Menschen und ihrer Fami-
lien orientiert, auf hoher fachlicher Qualität ba-
siert, verlässliche Rahmenbedingungen schafft, 
die Verantwortungsgemeinschaft von öffentlichen 
und freien Trägern stärkt und den Weg zu einer 
bundesweit einheitlichen inklusiven Kinder- und 
Jugendhilfe auf einer verbindlichen gesetzlichen 
Grundlage fortsetzt.

Hannover, 13. August 2026

Dr. Björn Hagen
Geschäftsführer
Evangelischer Erziehungsverband


